
Absichtserklärung der Kommune zur Erbringung eines Beschlusses  
der Vertretungskörperschaft über die kommunale Einbindung  
des Mehrgenerationenhauses
zur Vorlage im Interessenbekundungsverfahren zum Bundesprogramm Mehrgenerationen-
haus des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
 
Das BMFSFJ fördert im Bundesprogramm Mehrgenerationenhaus mit der Laufzeit 01.01.2017 
bis 31.12.2020 Zuwendungsempfänger mit bis zu 30.000,00 Euro jährlich als nicht rückzahlbaren 
Zuschuss im Wege einer Festbetragsfinanzierung (s. Förderrichtlinie vom April 2016). 
Eine Voraussetzung für die Förderung einer Einrichtung als Mehrgenerationenhaus ist die Vor-
lage eines Beschlusses der Vertretung der kommunalen Gebietskörperschaft (Vertretungskörper-
schaft des Landkreises, der Stadt oder Gemeinde), in der das Wirkungsgebiet des Mehrgeneratio-
nenhauses liegt oder die das Mehrgenerationenhaus kofinanziert, mit folgendem Inhalt:
 
Bekenntnis der Kommune zum Mehrgenerationenhaus mit einer
a)  Aussage, dass das Mehrgenerationenhaus Bestandteil der kommunalen Planungen zum de-

mografischen Wandel und zur Sozialraumentwicklung im Wirkungsgebiet des Mehrgenerati-
onenhauses ist,

oder falls entsprechende kommunale Planungen noch nicht vorliegen:
b)  Aussage über die Absicht der Aufnahme des Mehrgenerationenhauses in die noch zu erstel-

lenden Planungen

oder falls entsprechende kommunale Planungen nicht vorliegen und auch für die Zukunft nicht 
beabsichtigt sind:
c)  Aussage, dass die Kommune das Mehrgenerationenhaus in die Koordinierung der vorhande-

nen und geplanten Angebote zur Gestaltung des demografischen Wandels und zur Sozialrau-
mentwicklung im Wirkungsgebiet des Mehrgenerationenhauses einbindet.

Mit der Interessenbekundung ist zunächst lediglich eine Erklärung der Kommune vorzulegen, 
aus der hervorgeht, dass diese beabsichtigt, den für die Förderung einer Einrichtung als Mehrge-
nerationenhaus erforderlichen Beschluss herbeizuführen.

Der Beschluss der Vertretungskörperschaft selbst muss erst mit der Antragstellung (bis zum 
31.10.2016) vorgelegt werden. Sollte innerhalb der Programmlaufzeit ein den ursprünglichen 
Beschluss abändernder Beschluss gefasst oder der vorhandene Beschluss ganz oder teilweise 
aufgehoben werden, so ist der Zuwendungsempfänger verpflichtet, hierüber unverzüglich das 
Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) zu informieren. Die Kommu-
ne unterrichtet in solchem Falle unverzüglich den Zuwendungsempfänger.
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Bewerbungskennziffer:         

Erklärung der Kommune:

  Die Kommune beabsichtigt, einen Beschluss der Vertretungskörperschaft mit folgendem In-
halt herbeizuführen:

 
Bekenntnis der Kommune zum Mehrgenerationenhaus 

  Name       

  Träger       

  Anschrift       

 
Der Beschluss wird enthalten:
a)  eine Aussage, dass das Mehrgenerationenhaus Bestandteil der kommunalen Planungen zum 

demografischen Wandel und zur Sozialraumentwicklung im Wirkungsgebiet des Mehrgene-
rationenhauses ist,

oder falls entsprechende kommunale Planungen noch nicht vorliegen:
b)  eine Aussage über die Absicht der Aufnahme des Mehrgenerationenhauses in die noch zu 

erstellenden Planungen
oder falls entsprechende kommunale Planungen nicht vorliegen und auch für die Zukunft nicht 
beabsichtigt sind:
c)  eine Aussage, dass die Kommune das Mehrgenerationenhaus in die Koordinierung der vor-

handenen und geplanten Angebote zur Gestaltung des demografischen Wandels und zur 
Sozialraumentwicklung im Wirkungsgebiet des Mehrgenerationenhauses einbindet.

   Ein solcher Beschluss wurde bereits gefasst und ist als Anlage beigefügt.

   Für den Fall, dass innerhalb der Programmlaufzeit ein den ursprünglichen Beschluss abän-
dernder Beschluss gefasst oder der vorhandene Beschluss ganz oder teilweise aufgehoben 
werden, wird die Kommune den Zuwendungsempfänger hierüber unverzüglich informieren, 
damit dieser wiederum seiner Informationspflicht gegenüber dem Zuwendungsgeber nach-
kommen kann.

 (Pflichtfeld)

  Name der Kommune       

  Ort/Datum       

  Name der/des Unterzeichnenden, Funktion      

     
 

         
Rechtsverbindliche Unterschrift, Stempel der Gebietskörperschaft
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